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Rundschreiben  XI - 2006

Schiedsstellenverfahren  GZ 08/05 SGB XI - Rahmenvertrag stationäre Pflege
Festsetzung der Schiedsstelle vom 14.11.2006
Zur Festsetzung der Schiedsstelle vom 14.11.2006 im Verfahren GZ 08/05 SGB XI SchSt, zur „Neufassung des Rahmenvertrages zur Sicherstellung einer wirksamen und wirtschaftlichen pflegerischen Versorgung der Versicherten in Einrichtungen der vollstationären Pflege (gemäß § 75 Abs. 1 SGB XI)“ gebe ich im Vorfeld der schriftlichen Entscheidungsbegründung durch die Schiedsstelle folgende Informationen:

Die Schiedsstelle hatte bereits in der Sitzung vom 02.05.2006 eine Festsetzung zu § 20 Rahmenvertrag stationäre Pflege hinsichtlich der Personalbemessung vorgenommen. Weitere Streitpunkte wurden von diesem ursprünglichen Verfahren abgetrennt und wurden am 14.11.2006 entschieden. Die von der Schiedsstelle getroffenen Festsetzungen des Rahmenvertrages SGB XI stationäre Pflege werden zum 01.12.2006 wirksam. Es wurden folgende Entscheidungen getroffen. Für die genaue Festsetzung bleibt die schriftliche Begründung des Schiedsspruchs abzuwarten:

1. Zur medizinischen Behandlungspflege erfolgte eine Neuformulierung des § 1 Inhalt der allgemeinen Pflegeleistungen, Absatz 5 zur Behandlungspflege:

„Neben den pflegebedingten Leistungen und der sozialen Betreuung erbringen die Pflegeeinrichtungen bis zum gesetzlich festgelegten Zeitpunkt die Leistungen der medizinischen Behandlungspflege auf der Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen weiter, soweit sie nicht vom Arzt selbst erbracht werden und delegierbar sind. Die Leistungen der medizinischen Behandlungspflege werden grundsätzlich nur auf der Grundlage einer ärztlichen Anordnung/Verordnung durch Pflegefachkräfte (analog § 71 Abs. 3 Satz 1 SGB XI) erbracht. Abweichungen sind nur im Einvernehmen mit dem behandelnden Arzt (Einzellfalldelegation) zulässig. Die ärztliche Anordnung/Verordnung ist in der Pflegedokumentation festzuhalten.“
2. Zu § 3 Zusatzleistungen wurde die beantragte Festsetzung eines Abgrenzungskatalogs abgelehnt. In der Begründung wurde darauf verwiesen, dass in vielen Punkten, wie z. B. der Einkaufsbegleitung, abschließende Regelungen an den erforderlichen Detailinformationen wie zum Beispiel zur Häufigkeit oder den betroffenen und abzugrenzenden Personenkreisen scheitern und damit Streitfälle in jedem Fall erhalten bleiben würden. Danach seien ein abschließender Katalog und abgegrenzte Inhalte bzw. Sachverhalte nicht leistbar. Daneben hat die Schiedsstelle auch darauf hingewiesen, dass derzeit zu einigen beantragten Regelungen, wie z. B. zu den Sitzwachen, in den meisten Einrichtungen die praktische Erledigung unproblematisch verläuft. Sie befürchtet, dass im Falle einer Formulierung von personalintensiveren Maßnahmen Diskussionen über die Kostenzuordnung ausgelöst werden, an denen derzeit niemand Interesse hat. 

Die Formulierung des § 3 Zusatzleistungen wird insofern dahingehend ergänzt, dass Zusatzleistungen die Leistungen sind, die über das Maß des Notwendigen gemäß §§ 1 bis 2 hinausgehen. 

In einer Anlage 1 zu § 3 werden Beispiele für die Zusatzleistungen nach § 88 SGB XI dargestellt. Die Aufzählung ist nicht abschließend. In die Anlage werden z. B. aufgenommen:

· Die Geldverwaltung ist grundsätzlich Angelegenheit der Bewohner Angehörigen oder Betreuer. Die Verwaltung der Einkünfte der Heimbewohner kann vom Heim nach § 662 BGB entgeltlich als zusätzlicher Bestandteil der sozialen Betreuung erfolgen, wenn dies vom Bewohner, Angehörigen oder Betreuer gewünscht wird, ohne dass es notwendig ist. Es gilt § 670 BGB.

· Die Wäschekennzeichnung gehört zunächst grundsätzlich in die Regelleistungen, da derjenige der Wäsche reinigt, auch für die richtige Zuordnung der Wäsche zuständig ist. Nur wenn einer über die Art der Kennzeichnung die durch das Heim als Regelleistung angeboten wird hinausgehende Kennzeichnung gewünscht wird, könnte diese als Zusatzleistung abgerechnet werden wenn dadurch zusätzliche Kosten entstehen.

Weitere von der Schiedsstelle nicht festgesetzte, aber in der Anlage als Zusatzleistung aufgenommene Punkte, weil zwischen Antragsteller und Antragsgegner unstrittig, sind:

Einzelzimmer

Alleinige Nutzung eines Doppelzimmers auf Wunsch des Bewohners.

Fußpflege

Fußpflege ist dann eine Zusatzleistung, wenn sie vom Bewohner über die notwendige und fachgerechte Fußpflege als Pflegeleistung hinaus geht (z.B. Pediküre)

Krankengymnastik

außerhalb ärztlicher Verordnung auf eigenen Wunsch des Heimbewohners

Mahlzeitenservice

Mahlzeitenservice auf dem Zimmer ist eine Zusatzleistung, wenn es Wunsch des Bewohners ist, die Mahlzeit auf dem Zimmer einzunehmen, obwohl Gemeinschaftsverpflegung die Regelleistung ist und der Bewohner an ihr teilnehmen kann.

Physiotherapie

Außerhalb ärztlicher Verordnung auf eigenen Wunsch des Heimbewohners.

Sonderkost (Gourmetkost)

Über ein angemessenes Speisen- und Getränkeangebot hinausgehende Kost, z.B. Kaviar, Champagner

Vorlesen von Literatur

Über die soziale Betreuung hinausgehende individuelle Wünsche sind Zusatzleistungen

Zusätzliche Pflegeleistungen 

Nur soweit die Wünsche des Bewohners über das Maß der Notwendigen Leistungen hinausgehen, können sie Zusatzleistungen sein. Dies gilt auch für betreuerische Leistungen.

Zusätzliche Reinigungen von Fenstern, Gardinen, Zimmer

Nur soweit die Wünsche des Bewohners über das Maß der Notwendigen Leistungen hinausgehen, können sie Zusatzleistungen sein. Dies gilt auch für betreuerische Leistungen

3. Die beantragte Aufnahme eines Hilfsmittelkatalogs wurde abgelehnt. Danach gilt die bisherige Formulierung des § 5 Hilfsmittel und technische Hilfen fort. Da mit der Festsetzung dem Vorschlag der Antragsgegner gefolgt werden soll, wird ergänzend ein zweiter Absatz aufgenommen:

Die Pflegeeinrichtung ist verpflichtet, die für den üblichen Betrieb (Versorgungsauftrag) notwendigen Hilfsmittel/Pflegehilfsmittel zur Verfügung zustellen. Die individuellen Ansprüche der Pflegebedürftigen gegenüber anderen Leistungserbringern bleiben davon unberührt.

Die Schiedsstelle begründet die Entscheidung damit, dass die Hilfsmittel zu den investiven Anschaffungen gehören und damit nicht durch die Pflegevergütung abgedeckt werden. Da die Leistungs- und Qualitätsvereinbarung (LQV) die Grundlage für die Pflegevergütung darstellt, gehören sie daher nicht in die LQV. Da der Investitionsbetrag allen Pflegebedürftigen in Rechnung gestellt wird, können hier ausschließlich die für den Betrieb der Pflegeinrichtung erforderlichen, bzw. die betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen Berücksichtigung finden. 

Zu berücksichtigen bleiben die individualrechtlichen Ansprüche der Pflegebedürftigen auf Hilfsmittel gegenüber den vorhandenen Kostenträgern. 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen

gez.
Jörg Rabe
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